
Schadenersatzanspruch geltend gemacht 
wurde) überein, erläßt er den gerichtlichen 
Strafbefehl. Enthielt der Strafbefehlsan­
trag einen Schadenersatzantrag, so ist eine 
der folgenden drei Entscheidungen mög­
lich, die auch im Strafbefehl mit aufge­
nommen wird.
a) Der Richter entscheidet über den gel­

tend gemachten Schadenersatzanspruch 
sowohl dem Grunde als auch der Höhe 
nach.

b) Der Richter entscheidet über den gel­
tend gemachten Schadenersatzanspruch 
nur dem Grunde nach und verweist die 
Sache zur Verhandlung über die Höhe 
des Anspruchs an die Zivil- bzw. Ar­
beitsrechtskammer, die an die Entschei­
dung über den Grund des Anspruchs 
gebunden ist.

c) Hat der Richter Bedenken, im Strafbe­
fehl über den Schadenersatzantrag zu 
entscheiden, so verweist er die Sache in­
soweit zur Entscheidung an die Zivil- 
bzw. Arbeitsrechtskammer.
Damit die fehlende Entscheidungsreife 

in bezug auf den Schadenersatzanspruch 
nicht zur Verzögerung des Verfahrens 
führt, schließt § 271 Abs. 5 die Rückgabe 
der Sache an den Staatsanwalt aus diesem 
Grunde aus.

Die an den Inhalt des gerichtlichen 
Strafbefehls gestellten Anforderungen 
schreibt § 272 Abs. 1 vor. Seiner Form nach 
ist der gerichtliche Strafbefehl ein Be­
schluß. Seinem Inhalt nach hat er bedingt 
die Wirkung eines Urteils. Legt der Ange­
klagte keinen Einspruch gegen den Straf­
befehl ein, wird der in ihm enthaltene ge- 
gerichtliche Ausspruch rechtskräftig und 
wirkt wie ein rechtskräftig verurteilendes 
Urteil.

Der Angeklagte hat das Recht, binnen 
einer Woche nach Zustellung eines gericht­
lichen Strafbefehls beim Kreisgericht ent­
weder schriftlich oder zu Protokoll der 
Rechtsantragsstelle' Einspruch gegen den 
gerichtlichen Strafbefehl zu erheben. Auf 
dieses Recht wird er hingewiesen (§ 272 
Abs. 1). Verzichtet der Angeklagte auf den 
Einspruch oder legt er ihn nicht rechtzei­
tig ein, wird der Strafbefehl rechtskräftig.

Das Gesetz gewährt ausschließlich dem 
Angeklagten ein Einspruchsrecht, nicht 
dem Geschädigten. Für ein Einspruchsrecht

des Geschädigten besteht auch kein sachlich 
gerechtfertigter Grund, weil er in keinem 
Fall beschwert ist. Entweder wurde seinem 
Antrag im Strafbefehl in vollem Umfange 
entsprochen, oder die Entscheidung über 
den Schadenersatzanspruch wurde dem 
zuständigen Gericht überwiesen.

Mit dem frist- und formgerecht einge­
legten Einspruch des Angeklagten endet 
das Strafbefehlsverfahren. Für das allge­
meine erstinstanzliche Hauptverfahren, zu 
dem der Einspruch führt, gelten die Be­
stimmungen über die Vorbereitung und 
Durchführung der Hauptverhandlung er­
ster Instanz. Eines Eröffnungsbeschlus­
ses bedarf es nicht. Das Gericht hat 
jetzt die Hauptverhandlung und in ihr eine 
Entscheidung durch Urteil mit den in § 241 
genannten Entscheidungsmöglichkeiten 
herbeizuführen. Auf keinen Fall darf das 
Gericht zeitlich nach dem rechtzeitigen Ein­
spruch des Angeklagten den Strafbefehl 
zur Anklageerhebung an den Staatsanwalt 
zurückgeben.

In der Hauptverhandlung ist das Ge­
richt mit einem Berufsrichter und zwei 
Schöffen besetzt. Da jedem rechtzeitig ein­
gelegten Einspruch des Angeklagten die 
Anordnung der Hauptverhandlung vor der 
Strafkammer des Kreisgerichts folgt, wer­
den dem mit dem Strafbefehl nicht einver­
standenen Angeklagten alle mit der Haupt­
verhandlung verbundenen Verfahrensga­
rantien gesichert. Bis zum Beginn der 
Hauptverhandlung kann der Angeklagte 
seinen Einspruch zurücknehmen. Auch bei 
Rücknahme des Einspruchs wird der Straf­
befehl rechtskräftig.

In der Hauptverhandlung tritt an die 
Stelle des Anklagevortrages und der Verle­
sung des Eröffnungsbeschlusses die Ver­
lesung des Strafbefehls. Ferner erfolgt der 
Hinweis auf die frist- und formgerechte 
Einlegung des' Einspruchs. Jede Straferhö­
hung (im Vergleich mit der im Strafbefehl 
enthaltenen Maßnahme strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit) ist verboten. Eine wei­
tere Besonderheit der Hauptverhandlung 
besteht darin, daß bei unentschuldigtem 
Ausbleiben des Angeklagten in der Haupt­
verhandlung sein Einspruch ohne Beweis­
aufnahme durch Urteil verworfen wird. In 
diesem Fall geht das' Urteil nicht auf die 
Sache selbst ein, sondern begründet ledig-
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